
Ministerpräsidentin: Das ist in NRW nicht zu verantworten

Rw-tlinisteryäridenlin Hann€lore Kräft (L) b€stchte im Nai 2013 die FraGklng-Bohrstelh bei Darßon C|€ek in lhnEda
ach dem B6urh stand fih sie testr Diese Föftlstedtnik wird in l{RW nicht atg.lassen. Foro: DpA

VonTobiQs Blqsius

I und Miguel Sanches

Dibsetdorfl Berlin NRW-Minister-
präsidentin Hannelore l(raft
(SPD) hatihrklares Nein zum Fra-
cking bekräftigt. ,,Ich bleibe bei

, dern, was ich immer gesagt habe:
Solange ich in Nordrhein-Wesda-
len Ministerpräsidentin bin, wird
es hier kein Fracking fiir die un-
konventionelle Erdgasförderung
geben", sagte die der W1lz.

Sie werde den von der Bundesre-
gierung angekündigten Gesetzent-
wurf, der das Freipressen ton Gas
aus tiefen Gesteinsschichten unter
Auflagen ermöglichen soll, genau
prtifen und ,,gegebenenfalls im
Bundesrat für Anderungen kämp-
fen", so IGaft. ,;Ftir mich ist völlig
klar, dass Fracking mit gravieren-

' den ökologischen Folgen in unse-
ren dicht besiedelten Regionen

nicht verantwortbar wäre", sagte
die Ministerpräsidentin ureiter.
' Dabei gehe es nicht nurum mög-

liche Gefahren ftir das Grundwas-
ser durch Chemikalien-Einsatz,
sondem auch um einen massiven
Eingriff in die Natur wie zum Bei
spiel durch enormen Wasserver-
brauch oder Lkw-Verkehr, betonte
Kraft. Die nordrhein-wes$älische
SPD-Chefin war im Frühjahr 20 13
nach Kanadagereist, um eine Fra-
cking-Station zu besuchen. Unter
dem Eindruck von Lärm und
Landschaftsverbrauch dort legte
sie sich fest. diese Fördertechnik
im Münsterland oder am Nieder,
rhein nicht zuzulassen.

Bundesumweltrninisterin Bar-
bara Hendricks (SPD) stellte der-
weil in einem Schreiben an ihre
Parteibasis in Kleve klar, dass zwär
ab 2018 das kommerzielle Fra-
cking im Schiefer- und Kohleflöz-

gestein genehmigt werden könne,
wenn eine Expertenkomrnisdion
die Unbedenklichkeit bescheini.
ge. Ab.er: ,,Dje tatsächliche Geneh-
migung bleibt in der Verantwor.
tung der zust?indigen Bergbau-
und Wasserbehörden der Länder,
die durch das Votum der lxperten-
kommission niiht gebrinden
sind", heißt es in dem Schreiben,
das der W{.2 vorliegt'

Gegen das Fracking-Gesetz re-
bellieren auch. Teile der Unions-
Fraktion irn Bundestag. Der CDU-
Abgeorclnete Antlreas Matdeldt
beklagte, dass bei der Gasförde-
rung Lagerstdttenwasser anfülle,
das mit Benzol und Quecksilber
belastel sei. Hendricls gehe in
ihrem Gesetzentwurf darauf nicht
ein. Hinter ihrn versammelten sich
vor allem Abgeordnete ausNieder-
sachsen, aber auch ,yiele" aus
NRW sagte Mattfeldt. ,


